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Amtsblatt Nr. 51/2024 
 

 

 
 

Verordnung des Landratsamtes Neu-Ulm zur Änderung  

des Gebiets der Stadt Weißenhorn und der Gemeinde Roggenburg,  

beide Landkreis Neu-Ulm 

 

 
 
Die o.g. Verordnung liegt diesem Amtsblatt als Anlage 1 bei. 

 
Az. 21 LABl NU S. 130/2024 

 
_______________________________________________________________________________________ 

 

 

Amtliche Bekanntmachung des Landratsamtes Neu-Ulm 

- untere Bauaufsichtsbehörde – gemäß Art. 66 Abs. 2  

der Bayer. Bauordnung 
 

 
Das Landratsamt Neu-Ulm – untere Bauaufsichtsbehörde – hat mit der, diesem Amtsblatt als Anlage 2 beige-
fügten Bescheid vom 12.12.2024, Az. 31-6024.2-20240313, Michael Rupp Immobilien GmbH & Co. KG, 
Benzstraße 17, 89264 Weißenhorn die Baugenehmigung zum Neubau eines Praxis- und Geschäftshauses 
(Büro- und Verwaltungsräume – 2 Nutzungseinheiten) mit einer Wohnung im Dachgeschoss und 9 oberirdi-
schen Stellplätzen auf dem Grundstück Fl.Nr. 2274/4 der Gemarkung Weißenhorn erteilt. 
 
Die Akten des Baugenehmigungsverfahrens können beim Landratsamt Neu-Ulm, Außenstelle Bahnhofstraße 

39-41, 89231 Neu-Ulm, nach vorheriger Terminvereinbarung bei Frau Kugler, während der Dienststunden 
eingesehen werden. Mit dem Tag der Bekanntmachung gilt die Zustellung der Baugenehmigung als bewirkt. 
 
Az. 31-6024.2-20240313 LABl NU S. 130/2024 

 
_______________________________________________________________________________________ 
  

 

Stellenausschreibung 
 
Der Landkreis Neu-Ulm sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt in Vollzeit einen 
 

Sozialpädagogen (m/w/d)  

für den Allgemeinen Sozialen Dienst 
 
für den Fachbereich 53 – Jugend und Familie am Standort Illertissen. 
 
Die o.g. Stellenausschreibung liegt diesem Amtsblatt als Anlage 3 bei. 
 
Az. 12 LABl NU S. 130/2024 

 
_______________________________________________________________________________________ 
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 3 

Anlage 2 

Anlage 1 
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Amtsblatt Nr. 51/2024 
 

 

 
 

Stellenausschreibung 
 
Der Landkreis Neu-Ulm sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt in Teilzeit (50%) einen 
 

Sachbearbeiter (m/w/d) für den Bereich Beistandschaften 

 
für den Fachbereich 53 – Jugend und Familie. 
 
Die o.g. Stellenausschreibung liegt diesem Amtsblatt als Anlage 4 bei. 
 
Az. 12 LABl NU S. 131/2024 

 
_______________________________________________________________________________________ 

 

 

 

Stellenausschreibung 
 
Der Landkreis Neu-Ulm sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt in einen 
 

Sachbearbeiter (m/w/d) Fahrerlaubnisrecht 

 
für den Fachbereich 22 – Straßenverkehr und Fahrerlaubnisrecht. 
 
Die o.g. Stellenausschreibung liegt diesem Amtsblatt als Anlage 5 bei. 
 
Az. 12 LABl NU S. 131/2024 
 
_______________________________________________________________________________________ 

 

Stellenausschreibung 
 
Der Landkreis Neu-Ulm sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt in Vollzeit einen 
 

Sachbearbeiter (m/w/d) Heimaufsicht (FQA) 

 
für den Fachbereich 52 – Soziales und Senioren. 
 
Die o.g. Stellenausschreibung liegt diesem Amtsblatt als Anlage 6 bei. 
 
Az. 12 LABl NU S. 131/2024 

 

 
gez. Eva Treu, Landrätin 

 

 
 

 

 

Anlage 5 

Anlage 6 

 

Anlage 4 



Verordnung des Landratsamtes Neu-Ulm zur Änderung des Gebiets 
der Stadt Weißenhorn und der Gemeinde Roggenburg, 

beide Landkreis Neu-Ulm 

vom 18.12.2024 

Das Landratsamt Neu-Ulm erlässt auf Grund von Art. 11 und 12 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBI S. 796), 
zuletzt geändert durch § 1 Abs. 6 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBI. S. 98) folgende 
Verordnung: 

§1 

(1) Das Gebiet der Stadt Weißenhorn und der Gemeinde Roggenburg wird wie folgt ge-
ändert: 

Flurstück Gemarkung Fläche 
in ha 

Ausgliederung aus 
dem Gebiet 

Eingliederung in das 
Gebiet 

Gemarkung 

688/2 Biberachzell 0,0009 Stadt Weißenhorn Gmde. Roggenburg Schießen 
688/3 Biberachzell 0,0219 Stadt Weißenhorn Gmde. Roggenburg Schießen 
688/4 Biberachzell 0,0084 Stadt Weißenhorn Gmde. Roggenburg Schießen 
1790/1 Schießen 0,0114 Gmde. Roggenburg Stadt Weißenhorn Biberachzell 
1790/2 Schießen 0,0025 Gmde. Roggenburg Stadt Weißenhorn Biberachzell 
1790/3 Schießen 0,0322 Gmde. Roggenburg Stadt Weißenhorn Biberachzell 

(2) Gleichzeitig ändert sich auch die Grenze zwischen den Gemarkungen Biberachzell 
und Schießen entsprechend. 

§2 

Das Änderungsgebiet ist in den Fortführungsnachweisen 349, Gemarkung Biberachzell, und 
550, Gemarkung Schießen, des Amtes für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Günz-
burg ausgewiesen. Die Fortführungsnachweise liegen beim Amt für Digitalisierung, Breitband 
und Vermessung Günzburg auf und können dort von jedermann eingesehen werden. 

§3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 

Neu-Ulm, den 18.12.2024 
Landratsamt Neu-Ulm 

Eva Treu 
Landrätin 

..,a 
~,.~ r 
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Ausfertigung 

Landratsamt Neu-Ulm • Kantstraße 8 • 89231 Neu-Ulm 

Postzustel lungsurkunde 
Michael Rupp Immobilien GmbH & 
Co. KG 
Benzstraße 17 
89264 Weißenhorn 

Bauvorhaben: 

Bauort: 

RJU Landratsamt Neu-Ulm 

Rechtliche Bauordnung 

Bearbeiter/in: 

Zimmer: 

Telefon: 

Telefax: 

E-Mail 

Frau Kugler 

325 (Bahnhofstraße 39, 41, Neu-Ulm) 

0731/7040-31102 

0731/7040-31999 

stefanie.kugler@landkreis-nu.de 

Unser Zeichen: 31-6024.2 -20240313 

Datum 12.12.2024 

Neubau eines Praxis- und Geschäftshauses (Büro- und Verwaltungsräume - 2 Nut-
zungseinheiten) mit einer Wohnung im Dachgeschoss und 9 oberirdischen Stellplätzen 
Grundstück FI.Nr. 2274/4 der Gemarkung Weißenhorn 

Zum Antrag vom 21.05.2024, eingegangen beim Landratsamt Neu-Ulm am 18.06.2024. 

Das Landratsamt Neu-Ulm erlässt folgenden 

Bescheid: 

1. Das Bauvorhaben wird unter den nachstehenden Auflagen genehmigt: 

1.1. Die Baumaßnahme ist gemäß den genehmigten Bauvorlagen auszuführen. 
Eventuelle Prüfungseintragungen sind zu beachten. Auf die Ziffer 3 dieses Bescheides wird aus-
drücklich verwiesen. 

1.2. Baubeginn 

Der Baubeginn ist dem Landratsamt Neu-Ulm anhand des anliegenden Vordrucks mindestens 
1 Woche vorher mitzuteilen (1-fach). Mit der Bauausführung darf erst begonnen werden, wenn die 
vollständig ausgefüllte und vom Bauherrn und den Nachweisberechtigten (Ziff. 4 und 5) unter-
schriebene Baubeginnsanzeige dem Landratsamt Neu-Ulm vorliegt. 

Falls mit den Bauarbeiten zur Ausführung des Bauvorhabens vor Eingang der vollständig ausge-
füllten Baubeginnsanzeige begonnen wird, werden Zwangsgelder zur Zahlung fällig und zwar: 

- ein Zwangsgeld i.H.v. 300,00 EUR bei Nicht- oder nicht rechtzeitiger Vorlage der Baube-
ginnsanzeige 

ä\ Öffnungszeiten: Mo - Mi und Fr 7.30- 12.30 Uhr 
und Do 7.30- 17.30 Uhr und nach Vereinbarung 
Internet: www.landkreis-nu.de 

Sparkasse Neu-Ulm - Illertissen 
IBAN: DE73 7305 0000 0430 0125 18 
SWIFT-Blc: BYLADEM1NUL 

Anlage 2 zum Kreisamtsblatt Nr. 51 vom 20.12.2024
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ein Zwangsgeld i.H.v. 125,00 EUR bei fehlenden Angaben (einschließlich Unterschrift) zum 
Ersteller des Standsicherheitsnachweis (Ziff. 4.1) 
ein Zwangsgeld i.H.v. 125,00 EUR bei fehlenden Angaben (einschließlich Unterschrift) zum 
Ersteller des Brandschutznachweises (Ziff. 5.1) 
ein Zwangsgeld i.H.v. 50,00 EUR bei fehlenden Angaben zum Gebäudeenergiegesetz 
(Ziff. 7) 

Die Zwangsgeldforderung kann im Wege der Zwangsvollstreckung beigetrieben werden. 

1.3. Nachweis der Standsicherheit 

Die Vollständigkeit und Richtigkeit des Standsicherheitsnachweises muss von einem Prüfsachver-
ständigen im Sinne der Verordnung über die Prüfingenieure, Prüfämter und Prüfsachverständigen 
im Bauwesen (PrüfVBau) vom 29.11.2007 bescheinigt sein. Die Bescheinigung (sog. „Bescheini-
gung Standsicherheit I") ist dem Landratsamt Neu-Ulm spätestens mit der Baubeginnsanzeige vor-
zulegen. 

Der Bescheinigung bedarf es nicht, wenn vor Baubeginn (mit der Baubeginnsanzeige) die vollstän-
dig ausgefüllte und vom Tragwerksplaner und Bauherrn unterzeichnete Bestätigung über die Erfül-
lung des Kriterienkatalogs im Sinn der Anlage 2 der Bauvorlagenverordnung (BauVorlV) vorgelegt 
wird. 

Falls mit den Arbeiten zur Ausführung der statisch beanspruchten Bauteile vor Eingang der Be-
scheinigung bzw. der Bestätigung über die Erfüllung des Kriterienkatalogs begonnen wird, wird ein 
Zwangsgeld i.H.v. 3.000,00 EUR zur Zahlung fällig. Die Zwangsgeldforderung kann im Wege der 
Zwangsvollstreckung beigetrieben werden. 

1.4. Ordnungsgemäße Bauausführung hinsichtlich der Standsicherheit 

Im Falle der Prüfpflicht des Standsicherheitsnachweises (sh. Ziff. 1.3) muss die ordnungsgemäße 
Bauausführung hinsichtlich der Standsicherheit vor Nutzungsaufnahme des Gebäudes von einem 
Prüfsachverständigen im Sinne der Verordnung über die Prüfingenieure, Prüfämter und Prüfsach-
verständigen im Bauwesen (PrüfVBau) vom 29.11.2007 bescheinigt sein (sog. „Bescheinigung 
Standsicherheit II"). Die Bescheinigung ist dem Landratsamt Neu-Ulm spätestens mit der Anzeige 
der vorgesehenen Nutzungsaufnahme vorzulegen. 

Im Fall der Nichtbeachtung dieser Verpflichtung wird ein Zwangsgeld i.H.v. 500,00 EUR zur Zah-
lung fällig. Die Zwangsgeldforderung kann im Wege der Zwangsvollstreckung beigetrieben werden 

1.5. Nutzungsaufnahme 

Die vorgesehene Nutzungsaufnahme des Bauvorhabens ist dem Landratsamt anhand des anlie-
genden Vordrucks mindestens 2 Wochen vorher mitzuteilen. Der Vordruck ist vollständig auszufül-
len und zu unterschreiben. 

1.6. Die Bautafel ist während der Bauausführung an der Baustelle dauerhaft und von der öffentlichen 
Verkehrsfläche aus sichtbar anzubringen. 

1.7. Nähe zur St 2019 

1.7.1. Die Zufahrt zur St 2019 hat (wie im Plan eingezeichnet) über die vorhandene Erschließungsstraße 
zu führen. Einer direkten Zufahrt zur Staatsstraße 2019 kann nicht zugestimmt werden. Die Zufahrt 
befindet sich in der Nähe der Kreuzung zwischen der Staatsstraße und der Engelkellerstraße. Ein 
rückwärtiges Ausfahren ist im Sinne der Verkehrssicherheit nicht gestattet. 
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1.7.2. Die Sichtfelder auf den Straßenverkehr (Sichtdreiecke nach RASt 06 mit der Schenkellänge L = 70 
m in Achse der Straße und einem 3 m - Abstand vom Fahrbahnrand) an der Erschließung in die 
Staatsstraße 2019 sind von Anpflanzungen aller Art, baulichen Anlagen, Stapel, Haufen und ähn-
lichen mit dem Grundstück nicht fest verbundenen Gegenständen sowie Einfriedungen freizuhal-
ten, soweit diese sich um mehr als 80 cm erheben. 

z. Befreiung

Es werden gemäß § 31 Abs. 2 BauGB Befreiungen von folgenden Festsetzungen des Bebauungs-
planes erteilt: 

• Baugrenze überschritten 
• Geschosszahl 
• GRZ 
• GFZ 
• Traufhöhe 

3. Abweichung

Es wird gemäß Art. 23 Abs. 2 BayStrWG vom Anbauverbot nach Art. 23 Abs. 1 Nr. 1 BayStrWG 
eine Ausnahme zugelassen (Abstand zur St 2019). 

4. Die konkrete Nutzung der Gewerbeeinheiten (EG und OG) steht noch nicht fest und ist daher 
nicht Bestandteil dieser Baugenehmigung. Über die konkrete Nutzung der Gewerbeeinheiten 
(EG und OG) ist zu gegebener Zeit ein ordnungsgemäßes Nachtragsbaugesuch (3-fach) über die 
Stadt Weißenhorn einzureichen, insbesondere mit Betriebsbeschreibung und Stellplatznachweis. 

5. Hinweise

5.1. Bauherr, Entwurfsverfasser und Unternehmer sind dafür verantwortlich, dass das Vorhaben nach 
den genehmigten Bauvorlagen gemäß den öffentlich-rechtlichen Vorschriften ordnungsgemäß aus-
geführt wird. 

5.2. Auf den Bauantrag wurde gemäß Art. 59 BayBO das vereinfachte Verfahren angewandt. Dies be-
deutet, dass das Vorhaben nur auf die Übereinstimmung mit den Vorschriften des Art. 59 Satz 1 
BayBO überprüft wurde. 

5.3. Die Geltungsdauer der Baugenehmigung beträgt vier Jahre. Sie erlischt, wenn innerhalb dieser Zeit 
mit der Ausführung des Bauvorhabens nicht begonnen oder die Bauausführung vier Jahre unter-
brochen worden ist. Die Geltungsdauer der Baugenehmigung kann auf schriftlichen Antrag jeweils 
bis zu zwei Jahre verlängert werden, wenn der Antrag vor Fristablauf bei der Bauaufsichtsbehörde 
(Landratsamt Neu-Ulm) eingegangen ist. 

5.4. Veränderungen im Bestand der Gebäude (Neubauten) und Veränderungen im Umfang bestehen-
der Gebäude (Anbau, Umbau, Abbruch) werden von den Vermessungsämtern laufend vermes-
sungstechnisch erfasst und in den amtlichen Karten und öffentlichen Büchern (Grundbuch, Liegen-
schaftskataster) nachgetragen. Die Einmessung geschieht ohne Antrag des Gebäudeeigentümers. 
Die Kosten sind vom Eigentümer zu tragen. 
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5.5. Das Staatliche Bauamt Krumbach macht darauf aufmerksam, dass wegen einwirkender Staub-, 
Lärm- und Abgasimmissionen für die Zukunft keinerlei Entschädigungsansprüche oder sonstige 
Forderungen gegen die Straßenbauverwaltung erhoben werden können. 

6. Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. Für diesen Bescheid wird eine Gebühr 
in Höhe von 4.023,00 EUR festgesetzt. Die Auslagen betragen 170,63 EUR. 

Gründe

Das Landratsamt Neu-Ulm ist für den Erlass des Bescheides örtlich und sachlich zuständig (Art. 3 Abs. 1 
Nr. 1 des Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetzes -BayVwVfG-; Art. 53 der Bayer. Bauordnung -BayBO-). 

Gemäß Art. 55 ff. und Art. 2 BayBO ist das in den Bauvorlagen dargestellte Vorhaben des Antragstellers 
genehmigungspflichtig. 

Nach Art. 68 Abs. 1 BayBO hatte das Landratsamt Neu-Ulm zu prüfen, ob die Baumaßnahme öffentlich-
rechtlichen Vorschriften entspricht, die im bauaufsichtlichen Genehmigungsverfahren zu prüfen sind. Die 
Prüfung ergab, dass dem Vorhaben öffentliches Recht nicht entgegensteht. Die Baugenehmigung war 
daher zu erteilen. Sie kann mit Auflagen und Bedingungen verbunden werden. 

Die Androhung des Zwangsgeldes beruht auf Art. 18 Abs. 1, 29 Abs. 1-3, 30, 31 und 36 Bayer. Verwal-
tungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz (BayVwZVG). Da die Androhung einen Leistungsbescheid 
im Sinne des Art. 23 Abs. 1 BayVwZVG enthält, können Zwangsgelder nach ihrer Fälligkeit eingezogen 
und notfalls im Wege der Zwangsvollstreckung beigetrieben werden, ohne dass es eines neuen Beschei-
des bedarf. Die Höhe des Zwangsgeldes ist aufgrund der wirtschaftlichen Bedeutung der baulichen An-
lage angemessen. Es wird darauf hingewiesen, dass Zwangsgelder so lange und so oft festgesetzt wer-
den können, bis die Verpflichtung erfüllt ist. 

Die Zulassung der Befreiungen von den Festsetzungen des Bebauungsplans beruht auf § 31 Abs. 2 
BauGB. Bei den Festsetzungen, von denen befreit wird, handelt es sich nicht um nachbarschützende, 
sondern um gestalterische Festsetzungen zur Erzielung eines bestimmten Ortsbildes. Eine Beeinträchti-
gung nachbarlicher Belange ist nicht erkennbar. Die Befreiungen konnten daher ermessensfehlerfrei zu-
gelassen werden. 

Abweichung: Nach dem vorgelegten Bauantrag beabsichtigt der Bauherr, sein Vorhaben außerhalb der 
zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten in einer Entfer-
nung von weniger als 20 m vom äußeren Rand der Fahrbahndecke der Staatsstraße zu errichten. Das 
Vorhaben bedarf der Zulassung einer Ausnahme vom Bauverbot nach Art. 23 Abs.1 und 2 BayStrWG. 
Die Vorschrift, von der abgewichen wird, hat keine Nachbar schützende Funktion. Eine Beeinträchtigung 
nachbarlicher Belange ist nicht erkennbar. Die übrigen Voraussetzungen für die Zulassung der Abwei-
chung liegen vor. Sie konnte daher ermessensfehlerfrei zugelassen werden. 

Rechtsgrundlage für die Kostenentscheidung sind die Art. 1, 2, 5, 6 und 7 des Bayer. Kostengesetzes 
(KG). Die Höhe der Baugenehmigungsgebühr bemisst sich nach dem Kostenverzeichnis (KVz). Das 
Recht, die Auslagen zu erheben, ergibt sich aus Art. 10 KG. 
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Rechtsbehelfsbelehrunq

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben wer-
den bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht in Augsburg, 
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg, 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrunq 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift-
formersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01 .2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch 
einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung 
eine Verfahrensgebühr fällig. 



Der Landkreis Neu-Ulm ist ein attraktiver Lebens- und Wirtschaftsraum mit hohem Freizeitwert. Als digitale Bildungsregion 
bietet er die besten Zukunftsperspektiven. Das Landratsamt Neu-Ulm versteht sich als bürgernahe, moderne und serviceori-
entierte Behörde.

Der Landkreis Neu-Ulm sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt in Vollzeit einen

Sozialpädagogen (m/w/d) 
für den Allgemeinen Sozialen Dienst

für den Fachbereich 53 - Jugend und Familie am Standort Illertissen.

Das Aufgabengebiet umfasst u. a.
• Hilfen zur Erziehung nach SGB VIII und Beratung im Vorfeld von Hilfen zur Erziehung
• Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a SGB VIII und Inobhutnahmen gemäß § 42 SGB VIII
• Mitwirkung in familiengerichtlichen Verfahren nach § 50 SGB VIII
• Beratung und Unterstützung in Fragen von Trennung, Scheidung und Umgang gemäß §§ 17 und 18 SGB VIII
• Eingliederungshilfen nach § 35a SGB VIII
• Inobhutnahmen von unbegleiteten minderjährigen Ausländern §§ 42a und § 42 SGB VIII
• Hilfen zur Erziehung für unbegleitete minderjährige Ausländer §§ 27ff 

Anforderungen
• Studium (Diplom/Bachelor/Master) der Fachrichtung Soziale Arbeit/Sozialpädagogik mit staatlicher Anerkennung bzw. 

eine vergleichbare Qualifi kation/Fachrichtung
• einschlägige Berufserfahrung in der Kinder- und Jugendhilfe ist von Vorteil
• Kommunikationsfähigkeit, Konfl iktfähigkeit
• sicheres Auftreten, Belastbarkeit
• sichere Anwendung von EDV-Programmen (MS-Offi  ce)
• Führerschein der Klasse B

Wir bieten
• eine anspruchsvolle und abwechslungsreiche Aufgabenstellung
• Eingruppierung in Entgeltgruppe S 14 TVöD-SuE bei Erfüllung der persönlichen Voraussetzungen
• fl exible Arbeitszeitregelung durch Gleitzeit und mobiles Arbeiten nach Absprache zur besseren Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf
• attraktive Mitarbeiterrabatte über Corporate Benefi ts (z. B. EGYM-Wellpass, Zuschuss zum Jobticket, Dienstradleasing)
• kostenfreie Parkplätze
• eine teilbare Stelle
• umfangreiche Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten sowie eine systematische Einarbeitung durch erfahrene Kolleginnen 

und Kollegen

Ihre Bewerbung können Sie bis spätestens 12.01.2025 über unser Online-Bewerberportal auf der Homepage des Landkreises 
Neu-Ulm oder in Papierform einreichen. Bewerbungen per E-Mail können nicht berücksichtigt werden.Bei fachlichen Fragen 
können Sie sich gerne an Frau Schmidt (Tel. 0731 7040-53101) wenden. 
Personalrechtliche Fragen beantwortet Ihnen Herr Bucher (Tel. 0731 7040-12100) vom Fachbereich Personal.

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung!

Weitere Informationen zum Landkreis Neu-Ulm 
fi nden Sie unter www.landkreis-nu.de

Anlage 3 zum Kreisamtsblatt Nr. 51 vom 20.12.2024



Der Landkreis Neu-Ulm ist ein attraktiver Lebens- und Wirtschaftsraum mit hohem Freizeitwert. Als digitale Bildungsregion 
bietet er die besten Zukunftsperspektiven. Das Landratsamt Neu-Ulm versteht sich als bürgernahe, moderne und serviceori-
entierte Behörde.

Der Landkreis Neu-Ulm sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt in Teilzeit (50 %) einen

Sachbearbeiter (m/w/d) 
für den Bereich Beistandschaften

für den Fachbereich 53 - Jugend und Familie.

Das Aufgabengebiet umfasst u. a.
• Beratung von Müttern und Vätern zu den Themen Vaterschaftsfeststellung, Vaterschaftsanerkennung, Unterhaltsansprü-

che, Beistandschaft, Beurkundung und Möglichkeiten der gemeinsamen Sorge
• privatrechtliche Vertretung des Kindes als Beistand auf Antrag des sorgenden Elternteiles zur Feststellung der Vaterschaft 

(gerichtlich oder außergerichtlich) und der Unterhaltsverpfl ichtung sowie Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen
• Unterhaltsberechnungen und -festlegungen sowie Durchsetzung der Unterhaltsansprüche
• eigenverantwortliche Führung von Abstammungs- und Unterhaltsverfahren vor den Familiengerichten
• Beratung von Müttern und Vätern über die Abgabe einer Sorgeerklärung
• Beurkundungen 

Anforderungen
• Studium zum Diplom-Verwaltungswirt (FH) (m/w/d) bzw. Bachelor of Arts Public Management oder den Beschäftigtenlehr-

gang II (Fachprüfung II)
• Studium der Rechtswissenschaften (mind. 1. Staatsexamen) oder ein vergleichbares Studium bzw. eine vergleichbare 

Ausbildung
• Fachkenntnisse im Bereich Unterhaltsrecht sind wünschenswert
• Kommunikationsfähigkeit, Konfl iktfähigkeit, Verhandlungsgeschick
• sorgfältige eigenverantwortliche Arbeitsweise
• sichere Anwendung von EDV-Programmen (MS-Offi  ce)

Wir bieten
• eine anspruchsvolle und abwechslungsreiche Aufgabenstellung
• eine Entwicklungsmöglichkeit bis zur Besoldungsgruppe A 10 BayBesG bzw. eine Eingruppierung in Entgeltgruppe 

9c TVöD-V bei Erfüllung der persönlichen Voraussetzungen
• fl exible Arbeitszeitregelung durch Gleitzeit und mobiles Arbeiten nach Absprache zur besseren Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf
• attraktive Mitarbeiterrabatte über Corporate Benefi ts (z. B. EGYM-Wellpass, Zuschuss zum Jobticket, Dienstradleasing)
• kostenfreie Parkplätze
• umfangreiche Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten sowie eine systematische Einarbeitung durch erfahrene Kolleginnen 

und Kollegen

Ihre Bewerbung können Sie bis spätestens 12.01.2025 über unser Online-Bewerberportal auf der Homepage des Landkreises 
Neu-Ulm oder in Papierform einreichen. Bewerbungen per E-Mail können nicht berücksichtigt werden.Bei fachlichen Fragen 
können Sie sich gerne an Frau Kurz (Tel. 0731 7040-53200) wenden. 
Personalrechtliche Fragen beantwortet Ihnen Herr Bucher (Tel. 0731 7040-12100) vom Fachbereich Personal.
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung!

Weitere Informationen zum Landkreis Neu-Ulm 
fi nden Sie unter www.landkreis-nu.de
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Der Landkreis Neu-Ulm ist ein attraktiver Lebens- und Wirtschaftsraum mit hohem Freizeitwert. Als digitale Bildungsregion 
bietet er die besten Zukunftsperspektiven. Das Landratsamt Neu-Ulm versteht sich als bürgernahe, moderne und serviceori-
entierte Behörde.
Der Landkreis Neu-Ulm sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt einen

Sachbearbeiter (m/w/d) Fahrerlaubnisrecht
für den Fachbereich 22 - Straßenverkehr und Fahrerlaubnisrecht.

Das Aufgabenfeld umfasst u. a.
Bearbeitung von Führerscheinanträgen am Schalter der Führerscheinstelle: Ersterteilungen, Erweiterungen, Ersatzführer-
scheine, internationale Führerscheine, Umschreibung von ausländischen Führerscheinen, Umtausch von Führerscheinen - 
auch im Rahmen des Führerschein-Pfl ichtumtausches, insbesondere:
• Entgegennahme von Führerscheinanträgen und Überprüfung auf Vollständigkeit und Richtigkeit
• Anfragen und Mitteilungen an Antragsteller, Kraftfahrt-Bundesamt, andere Behörden
• Erteilung und Überprüfung der Prüfaufträge an den TÜV sowie die Eingabe der erteilten Führerscheine
• Überprüfung und Aushändigung von Führerscheinen, vorläufi gen Fahrausweisen und Prüfungsbescheinigungen
• Datenaustausch mit dem Zentralen Fahrerlaubnisregister und dem Fahreignungsregister
• Zusammenstellung, Bestellung sowie die Überwachung der Bestellung von Führerscheinen bei der Bundesdruckerei
• Überprüfung der Kartenführerscheine nach Lieferung durch die Bundesdruckerei
• Bearbeitung von Rückfragen und Reklamationen
• Erfassung der Führerscheindaten mittels EDV und evtl. Umsetzung in die neuen Fahrerlaubnisklassen einschließlich 

Erfassung bei Akteneingängen

Anforderungen
• Ausbildung zum Verwaltungsfachangestellten (m/w/d) bzw. eine vergleichbare Ausbildung (z. B. Fachprüfung I) oder eine 

kaufmännische Ausbildung mit der Bereitschaft, den Fachbezogenen Zertifi katslehrgang Verwaltung (ZLV) - Fachrichtung 
Fahrerlaubnisrecht zu absolvieren

• Fachkenntnisse im Bereich Fahrerlaubnisrecht sind wünschenswert
• Teamfähigkeit, Kontaktfähigkeit, Kommunikationsfähigkeit, Flexibilität, Belastbarkeit
• sorgfältige und eigenverantwortliche Arbeitsweise
• MS-Offi  ce Kenntnisse

Wir bieten
• eine anspruchsvolle und abwechslungsreiche Aufgabenstellung
• Eingruppierung in Entgeltgruppe 8 TVöD-V bei Erfüllung der persönlichen Voraussetzungen
• fl exible Arbeitszeitregelung im Rahmen der Öff nungszeiten durch Gleitzeit zur besseren Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf
• attraktive Mitarbeiterrabatte über Corporate Benefi ts (z. B. EGYM-Wellpass, Zuschuss zum Jobticket, Dienstradleasing)
• kostenfreie Parkplätze
• umfangreiche Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten sowie eine systematische Einarbeitung durch erfahrene Kolleginnen 

und Kollegen

Ihre Bewerbung können Sie bis spätestens 12.01.2025 über unser Online-Bewerberportal auf der Homepage des Landkreises 
Neu-Ulm oder in Papierform einreichen. Bewerbungen per E-Mail können nicht berücksichtigt werden.
Bei fachlichen Fragen können Sie sich gerne an Herrn Reimann (Tel. 0731/7040-22100) wenden. 
Personalrechtliche Fragen beantwortet Ihnen Herr Bucher (Tel. 0731/7040-12100) vom Fachbereich Personal.
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung!

Weitere Informationen zum Landkreis Neu-Ulm 
fi nden Sie unter www.landkreis-nu.de
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Der Landkreis Neu-Ulm ist ein attraktiver Lebens- und Wirtschaftsraum mit hohem Freizeitwert. Als digitale Bildungsregion 
bietet er die besten Zukunftsperspektiven. Das Landratsamt Neu-Ulm versteht sich als bürgernahe, moderne und serviceori-
entierte Behörde.
Der Landkreis Neu-Ulm sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt in Vollzeit einen

Sachbearbeiter (m/w/d) Heimaufsicht (FQA)
für den Fachbereich 52 - Soziales und Senioren.

Das Aufgabengebiet umfasst u. a.
• Qualitätsprüfungen von stationären Einrichtungen, ambulant betreuten Wohngemeinschaften, besondere Wohnformen der 

Eingliederungshilfe und Hospize als Koordinatorin bzw. Koordinator im multiprofessionellen Team der FQA
• Erstellung von rechtsmittelfähigen Ergebnisprotokollen und Anordnungen
• Bearbeitung von Anträgen der Einrichtungsträger auf Zustimmung, Befreiung oder Abweichungen von gesetzlichen Vorga-

ben, Erstellung von rechtsmittelfähigen Bescheiden
• Vollzug der baulichen Mindestanforderungen bei Neubau von stationären Einrichtungen und bei Umbau oder Nutzungs-

änderungen von Bestandsbauten
• Bearbeitung von Widersprüchen und Beschwerden
• Beratung und Information von Bewohnerinnen und Bewohnern, Bewohnervertretungen, Einrichtungsträgern und Initiatoren
• Austausch und Zusammenarbeit mit anderen Stellen wie MD Bayern, ARGE der Pfl egekassen in Bayern, Regierung von 

Schwaben

Anforderungen
• Studium zum Diplom-Verwaltungswirt (FH) (m/w/d) bzw. Bachelor of Arts Public Management oder den Beschäftigtenlehr-

gang II (Fachprüfung II)
• oder Studium im Gesundheitswesen bzw. im Sozialwesen
• oder eine vergleichbare Qualifi kation bzw. Fachrichtung
• sichere Anwendung von EDV-Programmen (MS-Offi  ce)
• Kommunikationsfähigkeit in Verbindung mit sicherem Auftreten
• sorgfältige und eigenverantwortliche Arbeitsweise
• Belastbarkeit und Flexibilität
• Führerschein Klasse B

Wir bieten
• eine anspruchsvolle und abwechslungsreiche Aufgabenstellung
• eine Entwicklungsmöglichkeit bis zur Besoldungsgruppe A 10 BayBesG bzw. eine Eingruppierung in die Entgeltgruppe 

9c TVöD-V bei Erfüllung der persönlichen Voraussetzungen
• fl exible Arbeitszeitregelung durch Gleitzeit und mobiles Arbeiten nach Absprache zur besseren Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf
• attraktive Mitarbeiterrabatte über Corporate Benefi ts (z. B. EGYM-Wellpass, Zuschuss zum Jobticket, Dienstradleasing)
• kostenfreie Parkplätze
• umfangreiche Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten sowie eine systematische Einarbeitung durch erfahrene Kolleginnen 

und Kollegen

Ihre Bewerbung können Sie bis spätestens 12.01.2025 über unser Online-Bewerberportal auf der Homepage des Landkreises 
Neu-Ulm oder in Papierform einreichen. Bewerbungen per E-Mail können nicht berücksichtigt werden.
Bei fachlichen Fragen können Sie sich gerne an Herrn Koch (Tel. 0731 7040-52500) wenden. 
Personalrechtliche Fragen beantwortet Ihnen Herr Bucher (Tel. 0731 7040-12100) vom Fachbereich Personal.
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung!

Weitere Informationen zum Landkreis Neu-Ulm 
fi nden Sie unter www.landkreis-nu.de
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